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Sehr geehrte Frau Stadtpräsidentin, 

CDU-Ratsfraktion, SPD-Rathausfraktion und BfB/Die Basis bitten Sie um Aufnahme des 
umseitigen Haushaltsbegleitantrags für die Ratsversammlung am 29. September 2026. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Arne Rüstemeier  gez. Frank Matthiesen  gez. Andreas Gärtner 
CDU-Fraktionsvorsitzender SPD-Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzender BfB/Die Basis 
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Förderung des Tierparks Neumünster 

 

Beschlussvorschlag 

Die Ratsversammlung der Stadt Neumünster beschließt: 

1. Die Stadt Neumünster stellt für den Tierpark Neumünster eine Förderung in Höhe von 
jährlich 500.000 Euro aus städtischen Mitteln bereit. 

2. Die Förderung wird zunächst für das Haushaltsjahr 2027 verbindlich zugesichert. 

3. Die Verwaltung wird gebeten, 

▪ die erforderlichen Anpassungen in der Haushaltsplanung vorzunehmen und 
▪ mit dem Träger des Tierparks eine Fördervereinbarung zu verhandeln und der 

Ratsversammlung zur Beschlussfassung vorzulegen. 

 

Begründung 

Der Tierpark Neumünster ist eine wichtige Einrichtung für Freizeit, Bildung und Naherholung in 
der Stadt. Er erfüllt zugleich Funktionen im Bereich Umweltbildung, Familienangebot und 
regionaler Tourismusentwicklung. 

Eine langfristige Perspektive für den Betrieb des Tierparks setzt eine verlässliche und planbare 
finanzielle Grundlage voraus. Kurzfristige oder jährlich neu zu verhandelnde Zuschüsse 
erschweren sowohl den Betrieb als auch notwendige Investitionen und strategische 
Weiterentwicklungen. Deshalb muss Ziel sein, im Frühjahr 2027 über Perspektiven des Tierparks 
zu beraten und weitere Meilensteine zu verabschieden. 

Aktuell befindet sich der Tierpark in einem Transformationsprozess, der eng durch Politik und 
Verwaltung begleitet und gutachterlich unterstützt wird. Die aus diesem Prozess bekannte 
Datenlage macht einen Zuschuss von 500 TEUR plausibel. 


